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SATZUNG
der Gemeinde Breddorf über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a

„Schafbrücke II“

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie der §§ 10
und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat
der Gemeinde Breddorf diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 als Satzung
beschlossen.

§ 1
Geltungsbereich

Die 1. Änderung umfasst den gesamten Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebau-
ungsplanes Nr. 10a „Schafbrücke II“.

§ 2
Inhalt der Änderung

1. Die textliche Festsetzung Nr. 1 „Art der baulichen Nutzung“ wird um „Anlagen zur
Speicherung von Biogas“ und „Lagerflächen/ -hallen für Gärendprodukte“ ergänzt.

2. Die maximale Oberkante der baulichen Anlagen wird auf 18,00 m oberhalb des ge-
wachsenen Erdbodens festgesetzt.

§ 3
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Ro-
tenburg (Wümme) in Kraft.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister
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VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Rat der Gemeinde Breddorf hat in seiner Sitzung am        .2019 die 1. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 10a beschlossen.

Der Änderungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ____________ ortsüblich
bekannt gemacht worden.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister

2. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a wurde ausgearbeitet von
der

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)

Rotenburg, den ____________

 ________________________
(Diercks)

Planverfasser
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3. Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am
____________ dem Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a und der
Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB be-
schlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ____________ ortsüb-
lich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a und der Begründung haben
vom ____________ bis zum ____________ gem. § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister

4. Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am
____________ dem geänderten Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a
und der Begründung zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung gem. § 4a
(3) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am
____________ ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a und der Begründung haben
vom ____________ bis zum ____________ gem. § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister

5. Der Rat der Gemeinde hat diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a nach Prü-
fung der Stellungnahmen in seiner Sitzung am ____________ als Satzung gemäß § 10
BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister
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6. Diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am
____________ im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) bekanntgemacht
worden. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a ist damit am ____________
rechtsverbindlich geworden.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister

7. Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 10a sind eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, eine Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans oder Mängel des Abwägungsvorgangs nicht geltend gemacht worden.

Breddorf, den ____________

________________________
(Ringen)

Bürgermeister
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BEGRÜNDUNG ZUR 1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 10A
„SCHAFBRÜCKE II“ DER GEMEINDE BREDDORF

1. LAGE UND NUTZUNG DES GELTUNGSBEREICHES

1.1 Allgemeine Lage und Grenzen des Plangebietes

Das Planänderungsgebiet liegt nördlich der Ortschaft Hanstedt der Gemeinde Breddorf,
außerhalb der Ortslage an der Gemeindeverbindungsstraße „Löhweg“ (s. Abb. 1). Das
Plangebiet umfasst Teilflächen der Flurstücke 17 und 18 der Flur 11 der Gemarkung
Hanstedt. Das Planänderungsgebiet hat eine Größe von ca. 2,05 ha.

Abb. 1: Lage des Planänderungsgebietes (ohne Maßstab) - LGLN; Auszug aus den Geobasisdaten der
Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung; © 2016

1.2 Nutzung des Plangebietes, umliegende Nutzung

Das Plangebiet liegt nordwestlich außerhalb des Siedlungsbereiches von Hanstedt und
grenzt an die südlich vorhandenen Biogasanlagen. Die Flächen im Plangebiet werden
durch Silagelagerflächen und ein Technikgebäude genutzt. Südlich befinden sich ver-
schiedene bauliche Anlagen der o.g. Biogasanlagen. Nördlich liegt ein Maststall.
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Weiter südlich des Plangebietes liegt der Ortsrand von Hanstedt. Die nächstgelegene
Wohnbebauung befindet sich in ca. 450m Entfernung. Ansonsten grenzen intensiv
landwirtschaftlich bewirtschaftete Flächen an.

2. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN

2.1 Landes- und Regionalplanung

Landes-Raumordnungsprogramm

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 wird die Gemeinde Breddorf
dem ländlichen Raum zugeordnet. Dort sind vorrangig solche Maßnahmen durchzufüh-
ren, die den Kommunen eine eigenständige Entwicklung ermöglichen und die beson-
deren Standortvorteile für das Wohnen und die Wirtschaft nutzen. Insbesondere sind
außerlandwirtschaftliche Erwerbsmöglichkeiten durch Erschließung und Förderung des
vorhandenen Entwicklungspotentials zu erhalten und neue Entwicklungsmöglichkeiten
zu schaffen und die Zentralen Orte durch Sicherung und Ausbau einer den regionalen
Gegebenheiten entsprechenden und leistungsfähigen Infrastruktur zu stärken.

Regionales Raumordnungsprogramm

Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Rotenburg (Wümme) wird
zurzeit neu aufgestellt, verbindlich sind aber noch die Ziele und Grundsätze der Fassung
2005 mit den 2007 in Kraft getretenen Änderungen bezüglich der Windenergiegewin-
nung.
Im RROP für den Landkreis Rotenburg 2005 ist für die Gemeinde Breddorf keine zent-
ralörtliche Funktion festgelegt worden. Als zugehöriges Grundzentrum wurde Tarms-
tedt ausgewiesen. Nach der Zielsetzung des Landkreises Rotenburg (Wümme) soll die
Nutzung erneuerbarer Energien verstärkt und ausgebaut werden.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 ist mit den Zielen des Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 und des Regionalen Raumordnungspro-
gramms 2005 vereinbar.

2.2 Flächennutzungsplanung

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Tarmstedt stellt im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 10a bereits ein Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Bioenergie“ dar.
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3. ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER
PLANUNG

3.1 Städtebauliche Zielsetzung

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a „Schafbrücke II“ in Breddorf soll
eine geordnete städtebauliche Entwicklung angestrebt und die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen gemäß § 30 BauGB für den weiteren Betrieb der Biogasanlagen durch
die Errichtung von Gasspeichern und Lagerflächen/ -hallen für Gärendprodukte ge-
schaffen werden.

Die Drewes und Ringen GmbH & Co.KG betreibt angrenzend an das im Planände-
rungsgebiet bereits Biogasanlagen.
Das Unternehmen plant die Errichtung von Gasspeichern. Es ist erforderlich, weitere
Gasspeicher zur weiteren Flexibilisierung der Speicherung der produzierten Gasmenge
zu errichten.
Weiterhin ist geplant die Einsatzstoffe zu verändern. Grundsätzlich soll Mais durch tie-
rische Nebenprodukte wie Rindermist, separierte Rindergülle und Hühnertrocken-kot
ersetzt werden. Hierdurch kommt man der öffentlichen Forderung zur Einschränkung
der eingesetzten Maismenge innerhalb einer Biogasanlage nach. Um diese Forderung
allerdings umsetzen zu können sind ausreichende Lagerflächen erforderlich. Dies be-
trifft sowohl die angelieferten Substrate als auch die separierten bzw. getrockneten End-
produkte. Vor diesem Hintergrund und der Forderung des Gesetzgebers nach einer 9-
monatigen Lagerzeit der Gärprodukte sind die festgesetzten Lagerflächen zu knapp be-
messen.
Die bisherige Beschränkung auf einer max. Grundfläche von 2.200 m² ist hierfür nicht
geeignet und entfällt.

Das Unternehmen muss aufgrund der neuen Düngeverordnung nachweisen, dass es ihr
anfallendes Gärsubstrat 9 Monate betriebsnah lagern kann. Deshalb ist es notwendig, in
neue Gärrestlager zu investieren. Diese geplanten Gärrestelager werden eine große An-
lagenhöhe erreichen, um die o.g. Stoffe und Mengen ordnungsgemäß lagern zu können.
Dies macht es erforderlich, die im Plangebiet zulässige Höhe der baulichen Anlagen
(bisher 13,00 m im rechtsverbindlichen Bebauungsplan) zu vergrößern.
Eine Vergrößerung ist gerechtfertigt, da aufgrund des großen Abstands zum Ortsrand
von Hanstedt und die vorhandenen Eingrünung der Biogasanlagen /die östlich angren-
zenden Waldflächen die Anlagenkulisse nicht signifikant größer werden kann und somit
erhebliche Beeinträchtigungen des Ort- und Landschaftsbildes nicht zu erwarten sind (s.
Kapitel Belange von Natur und Landschaft).

3.2 Festsetzungen des Bebauungsplanes

3.2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise

Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung wird die Baufläche des Planänderungsge-
bietes wie im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10a als Sondergebiet gemäß § 11
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Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung " Bioenergie " festgesetzt. Dieses Sonder-
gebiet dient der Unterbringung von Lagerflächen und der sonstigen zugehörigen Anla-
gen im Rahmen der Biogaserzeugung. Innerhalb des Gebietes sind folgende Nutzungen
zulässig:
- Silagelagerflächen,
- Lagerflächen für Rohstoffe für den Betrieb der Biogasanlage,
- Lagerhalle/Container für Gärrestetrocknung mit einer max. Grundfläche von 2.200 m²,
- Flächen für die Regenwasserrückhaltung bzw. -versickerung,
- Zufahrten
- und Nebenanlagen.
Der Nutzungskatalog wird durch Anlagen zur Speicherung von Biogas und „Lagerflä-
chen für Gärreststoffe“ ergänzt. Die Grundflächenbegrenzung für die Lagerhal-
le/Container für Gärrestetrocknung entfällt, da zukünftig die Lagerung über einen länge-
ren Zeitraum stattfindet.

Beim Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl von 0,8 als Höchstmaß
wie im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10a festgesetzt, um weiterhin die erfor-
derlichen baulichen Anlagen errichten zu können.

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen oberhalb des gewachsenen Erdbodens wird
zukünftig auf 18,00 m festgesetzt. Diese Grenze wird jetzt erhöht, um die in der städte-
baulichen Zielsetzung beschriebene Erforderlichkeit für die Errichtung von Wärmepuf-
ferspeicher und die Lagerung der Gärreststoffe gewährleisten zu können.
Ohne eine Erhöhung der Gebäudeoberkante müsste für die erforderlichen Kapazitäten
das Sondergebiet vergrößert und weitere Lagerflächen geschaffen werden. Die bauli-
chen Anlagen würden sich flächenmäßig ausweiten, was dem Grundsatz des sparsamen
Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1a BauGB widersprechen würde. Eine Aus-
weitung auf bisher unbebaute landwirtschaftliche Flächen würde auch das Orts- und
Landschaftsbild stärker beeinträchtigen als die geplante Vergrößerung der Anlagenhö-
he.

Die Anlage ist durch die umliegenden Gehölzbestände und die Umpflanzungen des
Planänderungsgebietes in den Landschaftsraum integriert.
Die möglichen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild werden im Kapitel
„Belange von Natur und Landschaft“ beschrieben.

Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen bleiben unverändert.

3.2.2 Verkehr

Die verkehrliche Erschließung des Planänderungsgebietes erfolgt über die östlich an-
grenzende Gemeindeverbindungsstraße zwischen Hanstedt und Glinstedt, den „Löh-
weg“ und dort vorhandene Zufahrten zum Grundstück der Biogasanlage.
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3.3 Immissionsschutz

Für die Beurteilung der Geruchsimmissionen liegt ein Gutachten (Gutachtliche Stell-
ungnahme zu Geruchsemissionen und nachbarschaftlichen -immissionen im Zusam-
menhang mit dem geplanten Bebauungsplan der Gemeinde Breddorf, Biogasanlage der
Drewes Ringen GbR in Breddorf-Hanstedt, TÜV Nord Hannover 07/2005) vor. Dieses
kommt zu dem Ergebnis, dass unter den Voraussetzungen eines ordnungsgemäßen Be-
triebes der Anlage an der nächst gelegenen Wohnbebauung am nordwestlichen Ortsrand
von Hanstedt ein Geruchsstundenanteil von 1,4% der Jahresstunden zu erwarten ist. Die
Geruchsbelastung liegt unter einem Geruchsstundenanteil von 2 % der Jahresstunden
und ist nach den Maßstäben der Geruchsimmissions-Richtlinie als irrelevant einzustu-
fen. An dieser Beurteilung wird sich durch die geplante Vergrößerung der Höhe der
baulichen Anlage nichts ändern.
Die Geruchsbelastung wird sich durch die Möglichkeit der Errichtung von Gärrestlager-
flächen im Planänderungsgebiet nur unerheblich verändern. Die geplanten Gärrestelager
werden als kreisförmige Behälter errichtet und mit einem Schutzdach abgedeckt. Somit
wird die Ausbreitung von Geruchsimmissionen in die Umgebung größtenteils vermie-
den.

3.4 Belange von Natur, Landschaft und Klima

Der überplante Bereich unterliegt vollständig einer Erweiterungsfläche für eine angren-
zende Biogasanlage und ist bereits mit dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10a
als Sondergebiet „Bioenergie“ überplant. Im Änderungsgebiet sind eine Silagefläche,
landwirtschaftliche Gebäude, Wege und eine Ackerfläche vorhanden. Entlang des öst-
lich gelegenen Löhwegs befindet sich eine breite Anpflanzung von Bäumen und Sträu-
chern.
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 a ergeben sich keine zusätzlichen
erheblichen Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes. Im Planände-
rungsgebiet ist bereits eine Versiegelung und Überbauung mit einer Grundflächenzahl
von 0,8 zulässig. Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen bleiben unverän-
dert. Zusätzliche Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild sind ebenfalls nicht zu
erwarten. Im vorliegenden Fall schirmen die östlich gelegenen Wälder das Gelände der
Biogasanlage bereits soweit ab, sodass sich aus der Ortschaft nicht mehr wahrnehmbar
ist. Auch aus der umgebenen freien Landschaft ist die Biogasanlage mit deren Lagerflä-
chen nicht wahrnehmbar, da in der freien Landschaft vermehrt linienförmige Gehölz-
strukturen vorhanden sind. Die Bäume haben nahezu ihre endgültige Wuchshöhe er-
reicht. Mit der 1. Änderung des B-Planes wird die Höhe der baulichen Anlagen von 13
m auf maximal 18 m erhöht. Im vorliegenden Landschaftsraum besitzen die Bäume eine
Wuchshöhe von mind. ca. 20 - 30 m. Die getätigten Anpflanzungen im angrenzenden
B-Plan der Biogasanlage sowie für die umliegenden landwirtschaftlichen Gebäude wer-
den die Sichtverschattung in Zukunft weiter verstärken. Demnach sind umliegend um
das Planänderungsgebiet ausreichend Bäume vorhanden, die die zukünftigen baulichen
Anlagen sichtverschatten werden. Die vorgesehene Erhöhung der baulichen Anlagen
von maximal 18 m liegt deutlich niedriger als die vorhandenen Baumkronen. Somit
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werden die zukünftigen höheren baulichen Anlagen auf dem Gelände der Biogasanlage
deutlich hinter den Bäumen zurückbleiben.

Demnach sind mit dem geplanten Vorhaben zusätzliche Beeinträchtigungen, die über
die im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10a hinausgehen, auf die Schutzgüter
des Naturhaushaltes nicht zu erwarten.
Unter der Voraussetzung von Vermeidungsmaßnahmen und der Aufrechterhaltung der
Ausgleichsmaßnahmen aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 10a „Schaf-
brücke II“ sind zusätzliche Kompensationsmaßnahmen nicht erforderlich.

3.4.1 Artenschutz

Der § 39 BNatSchG bezieht sich auf die allgemeinen Verbote des Artenschutzes und
somit auf alle wild lebenden Tiere und Pflanzen sowie ihre Lebensstätten. Für die Bau-
leitplanung sind jedoch besonders und streng geschützte Arten des § 44 BNatSchG zu
beachten.
Artenschutzrechtliche Verbote greifen grundsätzlich erst bei der Realisierung konkreter
(Bau)Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung ist jedoch bereits zu prüfen, ob einer
Planumsetzung nicht überwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen.
Das betrifft speziell die Zugriffsverbote der besonders und streng geschützten Arten
nach § 44 des BNatSchG, die der Umsetzung europarechtlicher Vorgaben dienen. Zu
den besonders geschützten Arten zählen die Tier- und Pflanzenarten nach Anhang A
und B der Europäischen Artenschutzverordnung, Tier- und Pflanzenarten nach Anhang
IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten sowie die Tier- und Pflanzenar-
ten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufgeführt
sind. Zu den streng geschützten Arten gehören die Arten nach Anhang A der Europäi-
schen Artenschutzverordnung, die Arten nach Anhang IV der FFH-RL sowie Tier- und
Pflanzenarten, in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 2 BNatSchG aufgeführt
sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten:
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschädigen oder zu zerstören,
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstö-
ren.
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Die Zugriffsverbote werden durch Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG weiter
modifiziert. Darin heißt es, dass die ökologischen Funktionen der von dem Eingriff oder
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang
weiterhin erfüllt werden. Für die Bauleitplanung sind demnach die Arten nach Anhang
IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten relevant.

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten allge-
mein und sind bei der Realisierung von Vorhaben relevant. Im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob artenschutzrechtliche Belange der
Realisierung der Planung entgegenstehen können und ob Vermeidungs- oder vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. Die Beurteilung der potentiell betroffe-
nen Artengruppen bzw. das Vorkommen streng geschützter Artengruppen im Plangebiet
orientiert sich am realen Bestand und nicht an der planungsrechtlichen Situation, da die
Realisierung des Vorhabens ausschlaggebend ist.

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a vergrößert sich ledigliche die Anla-
genhöhe von 13 m auf 18 m. Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen blei-
ben unverändert und ein Versiegelungsgrad von maximal 80 % bleibt weiterhin zuläs-
sig. Im Vergleich zum bestehenden Bebauungsplan lassen sich keine weiteren arten-
schutzrechtlichen Auswirkungen ableiten. Der Artenschutz ist über den Bebauungsplan
hinaus bei der Realisierung baulicher Anlagen weiterhin zu beachten. Aufgrund der
vorhandenen baulichen Nutzung sind Beeinträchtigungen auf Arten nach Anhang IV der
FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten nicht zu erwarten.

4. VER- UND ENTSORGUNG

¶ Abwasserbeseitigung
Eine Schmutzwasserbeseitigung ist weiterhin nicht erforderlich.
Verunreinigtes Oberflächenwasser, z.B. von Siloplatten und Fahrwegen, wird in der
Biogasanlage verwertet.

Die Beseitigung von unverschmutztem Niederschlagswasser erfolgt wie im rechtsver-
bindlichen Bebauungsplan Nr. 10a über Versickerung über vorhandene Regenwasserbe-
cken und –mulden. Der Untergrund lässt eine Versickerung zu. Für die geplanten Gär-
restelager wird an die vorhandenen Systeme angeknüpft bzw. dieses optimiert wie z.B.
durch Optimierung des Leitungssystems. Die Grundflächenzahl im Planänderungsgebiet
bleibt unverändert, so dass die Niederschlagswassermenge nicht zunimmt.
Die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen liegen vor.

¶ Strom- und Gasversorgung

Die Strom- und Gasversorgung erfolgt durch die EWE Netz GmbH.

¶ Abfallentsorgung

Die Müllbeseitigung erfolgt durch den Landkreis Rotenburg (Wümme).
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5. UMWELTBERICHT GEMÄSS § 2 A BAUGB

Die Umweltprüfung wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a-j
und § 1 a BauGB durchgeführt, indem die voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen ermittelt und bewertet werden. Im Umweltbericht sind die aufgrund der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belang des Umwelt-
schutzes darzulegen.

5.1 Inhalt und Ziele der Bebauungsplanänderung

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10a „Schafbrücke II“ beabsichtigt die
Gemeinde Breddorf die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den weiteren Betrieb
der angrenzenden Biogasanlage zu schaffen, Lagerungskapazitäten für anfallende Gär-
reststoffe zu erweitern und die Errichtung von Wärmepufferspeichern zu ermöglichen.
Die geplanten Gärrestelager und Wärmepufferspeicher werden eine größere Anlagen-
höhe erreichen, als bisher im Bebauungsplan zulässig. Um die o.g. Stoffe und Mengen
ordnungsgemäß lagern zu können, ist es erforderlich, die im Planänderungsgebiet zuläs-
sige Höhe der baulichen Anlagen auf maximal 18,00 m (bisher 13,00 m im rechtsver-
bindlichen Bebauungsplan Nr. 10a) zu vergrößern.

Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen bleiben unverändert. Bezüglich
weiterer Erläuterungen zu den Inhalten und verfolgten städtebaulichen Zielen des Be-
bauungsplanes wird auf Punkt 3.1 der Begründung verwiesen.

5.1.1 Rechtliche Rahmenbedingungen sowie umweltschutz- und planungsre-
levante Fachgesetze und Fachpläne

Für die Erarbeitung des Umweltberichts sind, auf das Vorhaben bezogen, neben den
Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) folgende Rechtsvorschriften und Fachpläne
relevant:
Á Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),
Á Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNat-

SchG),
Á Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), TA Lärm, GIRL (Geruchs-Immissions-

Richtlinie des Landes Niedersachsen)
Á Fortschreibung Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Rotenburg (Wümme)

(2015).

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum
Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)

Über die in § 1 BNatSchG allgemein formulierten Ziele des Naturschutzes und der
Landschaftspflege hinaus ist der 5. Abschnitt des Bundesnaturschutzgesetzes von Be-
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deutung. In diesem Abschnitt werden Schutz und Pflege wildlebender Tier- und Pflan-
zenarten geregelt.

Darin nennt § 37 BNatSchG die Aufgaben des Artenschutzes:
Á den Schutz der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten und ihrer Lebensgemeinschaften

vor Beeinträchtigungen durch den Menschen und die Gewährleistung ihrer sonstigen
Lebensbedingungen,

Á den Schutz der Lebensstätten und Biotope der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten
sowie

Á die Wiederansiedlung von Tieren und Pflanzen verdrängter wildlebender Arten in ge-
eigneten Biotopen innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes.

Für die besonders geschützten Tier- und Pflanzenarten im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 13
und 14 BNatSchG trifft das Bundesnaturschutzgesetz in § 44 BNatSchG besondere Re-
gelungen. Der Schutz umfasst die wild lebenden Tiere und Pflanzen im o.g. Sinne sowie
auch die europäischen Vogelarten einschließlich ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

Die rechtlichen Grundlagen zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten sind in
den §§ 38 (zum allgemeinen Arten-, Lebensstätten- und Biotopschutz), 39 (allgemeiner
Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) und 44 (besonders geschützte und bestimmte
andere Tier- und Pflanzenarten) des BNatSchG festgelegt. Danach ist es verboten, ohne
vernünftigen Grund Lebensstätten wild lebender Tier- und Pflanzenarten zu zerstören
oder sonst erheblich zu beeinträchtigen oder wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhi-
gen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten.

Das NAGBNatSchG enthält einige auf Niedersachsen bezogene Abweichungen und
Ergänzungen zum BNatSchG.

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), TA Lärm, GIRL (Geruchs-
Immissions-Richtlinie des Landes Niedersachsen)

Zweck des Bundesimmissionsschutzgesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen und, soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen
handelt, auch vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die
auf andere Weise herbeigeführt werden, zu schützen und dem Entstehen schädlicher
Unwelteinwirkungen vorzubeugen.
Die TA Lärm gibt Richtwerte für zulässige Schallbelastungen vor.
Die GIRL (Geruchs-Immissions-Richtlinie des Landes Niedersachsen) gibt Richtwerte
für zulässige Geruchsimmissionsbelastungen vor.

Fortschreibung des Landschaftsrahmenplanes (LRP, 2015)

Der Landschaftsrahmenplan trifft folgende Aussagen zum Planänderungsgebiet.

Karte I: Arten und Biotope
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Das Gelände der Biogasanlage ist, wie die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen
von sehr geringer Bedeutung für Arten und Biotope. Lediglich die linienförmigen Ge-
hölzstrukturen sind von mittlerer Bedeutung. Der südöstlich angrenzende Waldbestand
ist von sehr hoher Bedeutung. Westlich grenzt direkt an das Gelände der Biogasanlage
ein Gebiet mit sehr hoher Bedeutung für den Tier-/Pflanzenartenschutz an. Wertgebend
sind Daten zu Gastvögel (NLWKN, Stand: 2006, z.T. 2015) und Vögel (allgemein).

Karte II: Landschaftsbild
Das Gelände der Biogasanlage befindet sich in einer strukturarmen Ackerlandschaft,
welche in Bezug auf das Landschaftsbild von geringer Bedeutung ist. Östlich gegenüber
dem Löhweg sind eine Geestkante sowie ein Teilraum mit besonderen Reliefeigenschaf-
ten vorhanden.

Karte III: Boden
Das Planänderungsgebiet sowie die umliegenden Flächen beinhalten keine schutzwür-
digen Böden.

Karte IV: Wasser- und Stoffretention
Das Planänderungsgebiet beinhaltet keine Bereiche mit besonderen Funktionen für die
Wasser- und Stoffretention. Die umliegenden Ackerflächen beinhalten Bereiche mit
einer hohen Grundwasserneubildung und hohen Nitratauswaschungsgefährdungen. Der
nördlich unmittelbar angrenzende „Hanstedter Mühlengraben“ besitzt kein Gewässer-
randstreifen.

Karte V: Zielkonzept
Für das Planänderungsgebiet wird als Ziel die Entwicklung und Wiederherstellung von
Gebieten mit geringer Bedeutung für das Landschaftsbild formuliert. Direkt westlich
grenzt ein Raum mit dem Ziel der Sicherung und Verbesserung von Gebieten mit sehr
hoher und hoher Bedeutung für Arten und Biotope an, welcher jedoch auch größere
Anteile an Biotoptypen geringer Wertigkeit aufweist.

Karte VI: Schutz, Pflege und Entwicklung best. Teile von Natur und Landschaft
Das Planänderungsgebiet beinhaltet keine Schutzgebiete und -objekte. Westlich grenzt
direkt ein Raum an, der die Voraussetzung eines Landschaftsschutzgebietes erfüllt.

Weitere Grundlagen für die Ermittlung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens
sind:

- Biotoptypenkartierung im Jahre 2019, gemäß dem Kartierschlüssel der Bio-
toptypen in Niedersachsen (Drachenfels, 2016),

- Kartenserver LBEG (http://nibis.lbeg.de/cardomap3/?lang=de#),
- Niedersächsische Umweltkarte (https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/

Umweltkarten/),
- Bodengutachten: „Orientierende Baugrunduntersuchung. Neubau einer Biogas-

anlage in Breddorf-Hanstedt, Bewertung hinsichtlich Versickerung“.
CONTRAST GmbH, Osterholz-Scharmbeck, Stand: 11/2005,
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- Gutachtliche Stellungnahme zu Geruchsemissionen und nachbarschaftlichen -
immissionen im Zusammenhang mit dem geplanten Bebauungsplan der Ge-
meinde Breddorf, Biogasanlage der Drewes Ringen GbR in Breddorf-Hanstedt,
TÜV Nord Hannover 07/2005.

5.2 Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im derzeitigen Ist-Zustand
(Basisszenario), bei Nichtdurchführung und Durchführung der Planung sowie die mit
der Planung verbundenen Umweltauswirkungen werden nachfolgend auf das jeweilige
Schutzgut bezogen dargestellt.

5.2.1 Schutzgüter Boden und Wasser

Boden

Das Planänderungsgebiet liegt im Bereich der Breddorfer Niederung. Gemäß der Bo-
denkarte von Niedersachsen (BK 50; 1:50.000) handelt es sich ursprünglich im Planän-
derungsgebiet sowie in der Umgebung um einen Tiefumbruchboden aus Gley-Podsol,
der nach Süden und Westen an eine abflusslose grundwasserbeeinflusste Senke grenzt.
Die Bodenaufschlüsse aus der ursprünglichen Bodenuntersuchung (CONTRAST
GmbH, 2005) zum Neubau der angrenzenden Biogasanlage ergaben, dass bis zu einer
Tiefe von 3 - 4 m Sande anstehen. Teilweise werden die Sande von Geschiebelehmbän-
dern unterlagert, die vermutlich zu den ursprünglichen Bodenschichten gehörten. Ein
schutzwürdiger Boden ist im Planänderungsgebiet nicht vorhanden.
Das Planänderungsgebiet ist bereits mit dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 10a voll-
ständig überplant. Demzufolge ist eine Bebauung bereits zulässig.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Das Planänderungsgebiet ist bereits durch die vorhandene Silagefläche und einem wei-
teren landwirtschaftlichen Gebäude zu einem Großteil bebaut und versiegelt. Der ur-
sprüngliche Bodentyp hat in diesen Bereichen bereits seine Bodenwerte und -funktionen
vollständig verloren. Die weiteren Flächen im Planänderungsgebiet beinhalten Grün-
bzw. Ackerflächen. Dort ist der Boden in seinen Funktionen noch nicht bzw. nicht we-
sentlich eingeschränkt. Im rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 10a ist eine Grundflächen-
zahl von 0,8 festgesetzt, sodass 80 % des Änderungsgebietes bebaut bzw. versiegelt
werden können. Mit der 1. Änderung des B-Planes bleibt dies unverändert, sodass zu-
sätzliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden nicht zu erwarten sind. Zusätzliche
Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich.

Wasser

Die Grundwasserneubildungsrate im langjährigen Mittel beträgt, laut Hydrogeologi-
scher Karte von Niedersachsen (1:50.000), 250 - 350 mm/a und ist damit als mittel bis
hoch eingestuft. Die Gefährdung des Grundwassers ist als mittel zu bewerten. Durch die
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vorhandene Bebauung ist bereits ein Teil des Änderungsgebietes vollständig überprägt.
Oberflächengewässer sind im Änderungsgebiet nicht vorhanden. Im Bereich der südlich
angrenzenden Biogasanlage sind Versickerungsmulden vorhanden. Nördlich des Ände-
rungsgebietes verläuft der „Hanstedter Mühlengraben“, ein als Vorfluter stark ausge-
bautes Gewässer. Da das Planänderungsgebiet mit dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr.
10a bereits überplant ist, ist eine Versiegelung von bis zu 80 % bereits zulässig.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Mit der 1. Änderung des B-Planes sind keine zusätzlichen Auswirkungen auf das
Schutzgut Wasser zu erwarten. Mit dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr. 10a ist eine
Versiegelung von bis zu 80 % bereits zulässig, sodass eine uneingeschränkte Versicke-
rung im Änderungsgebiet nur noch sehr eingeschränkt möglich ist. Im Rahmen der Bo-
denuntersuchungen zum Neubau der angrenzenden Biogasanlage (CONTRAST GmbH,
2005) konnten ausschließlich Fein- und Mittelsande nachgewiesen werden, welche für
eine Versickerung von Niederschlagswasser gut geeignet sind. Demzufolge bestehen
bereits Genehmigungen zur Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers in zwei
vorhandene Versickerungsmulden. Zusätzliche Kapazitäten sind nicht zu schaffen, da
lediglich die Höhe der baulichen Anlagen geändert wird. Kompensationsmaßnahmen
sind nicht erforderlich.

5.2.2 Schutzgut Fläche

Der durchschnittliche Versiegelungsgrad, d.h. der Anteil der versiegelten Böden an der
Gesamtfläche der Gemeinde Breddorf beträgt ca. 4,03 % (Stand: 07.06.2017), gemäß
der Karte „Grad der Bodenversiegelung auf Gemeindeebene“ (1:50.000).
Auch ohne die Änderung des B-Planes würde sich der Versiegelungsgrad in der Ge-
meinde Breddorf derzeit nicht verändern, da der Versiegelungsgrad im Planänderungs-
gebiet unverändert bleibt.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Mit dem geplanten Vorhaben ergeben sich keine Veränderungen in Bezug auf die Ver-
siegelung von Boden, da eine Versiegelung bereits bis zu 80 % zulässig ist. Mit der 1.
Änderung wird lediglich die maximale Höhe der baulichen Anlagen erhöht. Die festge-
setzten überbaubaren Grundstücksflächen bleiben unverändert. Die Erhöhung der bauli-
chen Anlagen wird erforderlich, um Wärmpufferspeicher und zusätzliche Lagerkapazi-
täten vorzuhalten. Ohne eine Erhöhung der Gebäudeoberkante müssten für die erforder-
lichen Kapazitäten das Sondergebiet vergrößert und weitere Lagerflächen geschaffen
werden. Die baulichen Anlagen würden sich somit flächenmäßig ausweiten, was dem
Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1a BauGB wider-
sprechen würde.
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5.2.3 Schutzgut Klima/Luft

Das Planänderungsgebiet liegt im Einflussbereich ausgedehnter Kaltluftentstehungsge-
biete, die die weiträumigen Ackerflächen der Umgebung umfassen. An das Änderungs-
gebiet angrenzend sind eine Biogasanlage sowie weitere landwirtschaftliche Gebäude
vorhanden. Demnach sind bereits Emissionen zu erwarten. Von der angrenzenden Stra-
ße „Löhweg“ sind aufgrund des geringen Verkehrsaufkommens nur im geringen Maße
Schadstoffemissionen zu erwarten. Die angrenzenden Wälder, Gehölze und Ackerflä-
chen dienen jedoch als Frischluftentstehungsgebiete.

Bewertung, Auswirkungen der Planung
Zusätzlich Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima/Luft sind mit der 1. Änderung
des B-Planes nicht zu erwarten, da lediglich die Gebäudehöhen verändert werden. Die
umliegenden land- bzw. forstwirtschaftlichen Flächen sorgen auch weiterhin für einen
guten Luftaustausch. Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich. Beim Bau der
angrenzenden Biogasanlage wurden bereits umfangreiche Vorkehrungen zur Vermei-
dung und Verminderung von luftverunreinigenden Emissionen und Gerüchen berück-
sichtigt.

5.2.4 Schutzgut Pflanzen und Tiere

Pflanzen

Das Planänderungsgebiet beinhaltet u.a. eine Silagefläche, landwirtschaftliche Gebäude
(ODP) und Wege (OVW). Im nördlichen Bereich ragt eine Ackerfläche (A) in das Än-
derungsgebiet hinein. Entlang des Löhwegs befindet sich eine breite Neuanpflanzung
von Bäumen und Sträuchern (HFN). Ansonsten sind direkt angrenzend weitere land-
wirtschaftliche Gebäude, wie eine Biogasanlage (OKG), Ställe (ODP) und Wege
(OVW) vorhanden. Im Bereich der Biogasanlage befinden sich zudem Versickerungs-
mulden (SX). Das gesamte Areal an landwirtschaftlichen Gebäuden ist von zahlreichen
Baum-Strauchhecken (HFM) umgeben. Südlich sowie östlich gegenüber dem Löhweg
sind zwei Eichenmischwälder (WQ) vorhanden. Ansonsten sind umliegend Ackerflä-
chen vorhanden, die derzeit mit Mais bestellt sind.
Ohne die Durchführung der Planung würde sich die Situation vor Ort nicht verändern,
da eine Bebauung und Versiegelung bereits zulässig ist.
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Abb. 2: Biotoptypen und Nutzungen (ohne Maßstab)
























